
Artikel 6 (Ausnahmen) der Richtlinie 2008/68 EG

Anlage 2

- 1 -

Artikel 6 (Ausnahmen) der Richtlinie 2008/68/EG (Richtlinie Binnenland) vom 24. September 2008 (ABl.
L 260 vom 30.9.2008, S. 13)

Die Mitgliedstaaten können bei den auf ihrem Hoheitsgebiet durchgeführten Beförderungen die
Verwendung anderer als der in den Anhängen vorgesehenen Sprachen gestatten.

(1)

Sofern die Sicherheit nicht beeinträchtigt ist, können die Mitgliedstaaten Ausnahmen von
Anhang I Abschnitt I.1, Anhang II Abschnitt II.1 und Anhang III Abschnitt III.1 für die
Beförderung kleiner Mengen bestimmter gefährlicher Güter in ihren Hoheitsgebieten
beantragen, wobei die Beförderungsbedingungen jedoch nicht strenger sein dürfen als die in
den Anhängen festgelegten Bedingungen; hiervon ausgenommen sind Stoffe mit mittlerer oder
hoher Radioaktivität.

(2) a)

b) Sofern die Sicherheit nicht beeinträchtigt ist, können die Mitgliedstaaten ferner Ausnahmen von
Anhang I Abschnitt I.1, Anhang II Abschnitt II.1 und Anhang III Abschnitt III.1 für die
Beförderung gefährlicher Güter auf ihrem Hoheitsgebiet beantragen für:

i) die örtlich begrenzte Beförderungen über geringe Entfernungen oder

ii) die örtlich begrenzte Beförderung mit der Eisenbahn auf genau bestimmten Strecken, die zu
einem bestimmten industriellen Prozess gehört und unter genau festgelegten Bedingungen
streng kontrolliert wird.

Die Kommission prüft in jedem Einzelfall, ob die Bedingungen der Buchstaben a und b erfüllt
sind, und befindet nach dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Verfahren darüber, ob die
Ausnahme genehmigt und zum Verzeichnis innerstaatlicher Ausnahmen in Anhang I Abschnitt
I.3, Anhang II Abschnitt II.3 oder Anhang III Abschnitt III.3 hinzugefügt wird.

(3)

Ausnahmen sind nichtdiskriminierend anzuwenden.

Die in Absatz 2 genannten Ausnahmen gelten ab dem Datum ihrer Genehmigung für einen in
der Genehmigungsentscheidung festzulegenden Zeitraum von höchstens sechs Jahren. Für die
geltenden Ausnahmen gemäß Anhang I Abschnitt I.3, Anhang II Abschnitt II.3 und Anhang III
Abschnitt III.3 gilt der 30. Juni 2009 als Datum der Genehmigung. Falls in einer
Ausnahmegenehmigung nicht anders angegeben, gilt sie für einen Zeitraum von sechs Jahren.



Wurde eine den Gegenstand der Ausnahmeregelung betreffende Änderung von Anhang I
Abschnitt I.1, Anhang II Abschnitt II.1 und Anhang III Abschnitt III.1 angenommen, so kann die
Kommission nach dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Verfahren:

a) die Ausnahme für veraltet erklären und aus dem betreffenden Anhang streichen;

(4) Beantragt ein Mitgliedstaat die Verlängerung einer Ausnahmegenehmigung, so überprüft die
Kommission die betreffende Ausnahme.

Wurde keine den Gegenstand der Ausnahme betreffende Änderung von Anhang I Abschnitt I.1,
Anhang II Abschnitt II.1 oder Anhang III Abschnitt III.1 angenommen, verlängert die
Kommission nach dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Verfahren die Genehmigung um einen
in der Genehmigungsentscheidung festzulegenden weiteren Zeitraum von höchstens sechs
Jahren ab dem Zeitpunkt der Genehmigung.

T
LV

w
A

52
0

-
12

4
-

12
/2

3

b) den Anwendungsbereich der Genehmigung begrenzen und den betreffenden Anhang
entsprechend ändern;

c) die Genehmigung um einen weiteren Zeitraum von höchstens sechs Jahren ab dem in der
Genehmigung über die Entscheidung festzulegenden Datum der Genehmigung verlängern.

(5) Jeder Mitgliedstaat kann ausnahmsweise, und sofern die Sicherheit nicht gefährdet ist,
Einzelgenehmigungen erteilen für gemäß dieser Richtlinie untersagte Transportvorgänge
gefährlicher Güter auf seinem Hoheitsgebiet oder für die Durchführung dieser
Transportvorgänge unter anderen als den in der Richtlinie festgelegten Bedingungen, sofern
diese Transportvorgänge klar bezeichnet und zeitlich begrenzt sind.
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